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Der Reichsarbeitsminister hat am 24. September in einem
nterview Stellung genommen zu den sich aus der Durchführung
er letzten Notverordnung ergebenden Streitfragen. Er vertritt
ie Auffassung, daß ein Streik der Belegschaften gegen die Durch-
ihrung der Lohnkürzungen mit der Friedenspflicht
er Tarifträger kollidiere.
Wir haben in aller Oeffentlichkcit dargelegt, inwieweit

nseres Erachtens eine völlig klare Rechtslage in diesen Fällen
insichtlich der Friedenspflicht besteht, so daß Abwehrbewegun-
en sehr wohl im Rahmen der zur Zeit geltenden Gesetze auch
ie Unterstützung der Gewerkschaften finden könnten. Diese unsere
lufsaffung wird geteilt von zahlreichen namhaften deutschen Ar-
eilsrcchtlcrn. Wenn der Reichsarbeitsminister eine andere Auf-
issung vertritt, so steht eben Rechtsauffaffung gegen Rechts-
liffasiung, über die zu entscheiden Aufgabe der Arbeits-
c r i ch t s b a r k e i t ist. Insoweit gibt uns das Interview keine
Seranlasiung zur Stellungnahme.

Anders jedoch, wenn der Reichsarbeitsminister versucht, die
lrbeitslosen gegen die in Arbeit Stehenden auszuspielen. Er
rgt, daß er grundsätzlich nicht geneigt sei, -zu glauben, daßeine
rhebliche Zahl von Arbeitern, die noch einen Arbeitsplatz haben,
»egen einer geringen Lohnkürzung den „Arbeits-
ofen, die mit ihren Frauen und Kindern lange genug gedarbt
,abeh, das Recht auf Arbeit und ben" Eintritt in das Arbeits-
crhältnis verwehren wollen".
Wir müsitn uns mit aller Entschiedenheit gegen eint

solche Unterstellung wenden.
Die deutschen Arbeiter haben seit langem gerade int Linblick auf
lie Notwendigkeit, Erwerbslose wieder in die Betriebe zu ziehen,
lon der deutschen Regierung die generelle und weitgehende V e r -
ürzung der Arbeitszeit gefordert. Eie forderten
>ie allgemeine 40-Stunden-Woche. Angesichts der in der Regte-
ung und bei den Arbeitgebern obwaltenden Bestrebungen, das
teutsche Lohnniveau zu senken, waren sie sich im klaren, daß die
ion ihnen geforderte Arbeitszeitverkürzung nicht kompensiert
»erben würbe burch einen Lohnausgleich. Wenn sie ttotzbem
mmer unb immer wiebcr und leider vergeblich von der Rcgie-
ung energische Maßnahmen zur Verkürzung der Arbeitszeit str-
ängten, so boten sie damit dem gesamten deutschen Volke

das Beispiel einer großherzigen Klassensolibarität, einer
Solidarität der in Arbeit Stehenden mit ihren arbeits-
losen Genosien, wie sie noch zu keiner Zeit irgendeine

Klasse in Deutschland geboten hat.
Wogegen sich die Arbeiter wenden, ist, daß nunmehr durch
Sotverorbnung, bte mit einem erheblichen Lohnausfall verbun-
dene Äerabseyung ber Arbeitszeit zu gleicher Zeit noch zu einer
Senkung des Tariflohnes fübren soll. Ihr Arbeitsem-
Immen soll von zwei Seiten her beschränkt werden. Die "Dlrbcitcr
wissen überdies, daß diese durch Notverordnung ausgesprochene
Lohnkürzung zu einem weiteren Verfall an Kauf-
Iras t unb damit zu einer Gefährdung ,ed es A. r be 11 s-
deschaffungsprogramms, auch des Arbeitsbeschaffungs-
ttograrnms der Reichsregierung, führen muß, um so mehr als
dieser Lohnabbau sich keineswegs aus die Bettiebe lokaliiiert, die
durch Mehreinstellung ein Reckt auf Lohnabbau herlciten zu
können glauben. Die Arbeiter wissen weiter, daß

die Durchführung dieses Teils der Notverordnung den
Tarifverttag aufs höchste gefährdet,

weil er künftig seine Funktion, eindeutig und klar den Lohnsatz
schzusehen, nicht mehr erfüllt. Es handelt sich also nicht darum,
daß die zur Zeit beschäftigten Arbeiter den Arbeitslosen den
Arbeitsplatz verwehren „wegen einer geringen
Lohnkürzung".

Wären alle Bevölkerungskreise zu den Opfern bereit ge-
wesen, die die arbeitende Bevölkerung im Jnteresie der
Gesamtheit bereits gebracht hat, es stände bester um Ar-

beitSmarkt und Wirtschaft.

Äenn sie Lohnkürzungen ablehnt, so deshalb weil sie für sich und
bannt auch für die Millionen der Arbeitslosen zugleich die
Grundlagen ihrer Existenz und des deutschen Ar-
beitsrechts verteidigt.

trier Vorstand des ADGB. hat sofort nach der Ankündigung
btr Notverordnung durch den Reichskanzler Stellung genommen.
6t hat einmütig feftgeftellt, daß

die Gewerkschaften die mit den Plänen der Retch-regte-
tun« verbundene Absicht, den Tariflohn nach erfolgten

Neueinstellunoen zu senken, bekämpten werden.
Anrichtig ist auch die Erklärung des Ministers daß bie gegen

einen Lohnabbau gerichteten Bestrebungen ber Gewerkschaften
mit ben von ben beutschen Arbeitern in Gen f «rbobenen For-
derungen „in unlösbarem Wiberspruch" stehen. D.t beutschen
Gewerkschaften sinb zusammen mit ben Gewerkschaften aller i.an-
der eingetreten für eine möglichst schnelle internationale D urch-
iührung ber 40 - S t u n b e n - W o ch e. Dem Verwaltung-rat
des Internationalen Arbeitsamtes lag bas Verlangen berjtahe-
Nischen Regierung nach Einberufung einer biesb^uglichen Ar-
beitskonferenz vor. Der Vorschlag ging ausdrucNich von bet Er-
wägung aus. baß zur Ueberroinbung ber
nur eine Verkürzung ber Arbeitszeit notwenb.g f«-
au* ent Ausgleich ber £ a <> ne erfolgen muffe 'wedHonst
die Kaufkraft ber Massen zu sehr geschwächt werbe. Die dttttsche
Regierung will burch ihre Notverorbnung zu emer starken Vet-
lürjung ber Arbeitszeit brängen. Zu gleicher Zett wtll ne aber
- unb bas ist das Entscheibenbe - dtese Verkürzung ber Ar-
beiteteit verbinben mit einer Senkung ber Löhne. Die Abwehr-
bewegung der deutschen Arbeiter gefährdet daher nicht tm mtnde-

Das Eit StbtlMlktathmtt wollen weiteren Sozialabban!

KünStgungsjGutz, BLtriebsrätegLsetz und SchwerbejchlSSigtLngeletz
sollen aufgehoben werden

Von

Georg Decker

Als die Sozialdemokratie sich gezwungen sah, die Re-
gierung Brüning zu tolerieren, um durch die Unterstützung
eine« geringeren Uebels das größere Uebel zu verhüten, war
diese Politik des geringeren Uebels deshalb so schwierig
vor den Maffen zu vertreten, weil nur da« geringere und
nicht das größere Uebel erlebt wurde. Millionen wollten
nicht mehr glauben, daß sie noch etwas zu verlieren haben,
sie schenkten vielmehr ihren Glauben denjenigen, die ihnen
nach der völligen Beseitigung der Demokratie, nach dem
Sturz des „Systems" den Anbruch des glücklichen Zeitalter«
versprachen. Zwei Parteien, die die Sozialdemokratie als
ihren jbauptfeinb bekämpften, die Nazis und die Kommu-
nisten, haben endlich ihr Ziel erreicht: Das verhaßte
„System" ist gestürzt worden. Und nun ist da«
größere Uebel d a, da« die Sozialdemokratie
mit großen Opfern zu verhüten versuchte.
Jetzt ist es möglich geworden, das frühere geringere Uebel
mit dem heutigen größeren Uebel zu vergleichen, und na-
mentlich für einen Proletarier, dürfte c« nicht schwer fallen,
das Maß ber eingetretenen Verschlechterung richtig zu er-
messen. Und wenn jetzt die Nazis das „Stiftern Papen"
als da« schlimmste, was es überhaupt geben kann, darstellen,
und gegen Papen mit den „Snstemparteien" von gestern
zu koalieren bereit sind, so dürfen wir ihnen entgegenhalten:
ohne Litler kein Papen. Mit gleichem Nachdruck
müssen wir aber’ den Kommunisten gegenüber feststellen:
ohne Thälmann kein Papen im Reiche und
kein Bracht in Preußen.

Nun geschieht da« Sonderbare: Die „Sieger" wollen
uns Sozialdemokraten für ihren „Sieg" verant-
wortlich machen! Wie seien schuld daran, daß sie ihre
Kampfziele erreicht haben. Wir wären die Verbrecher, weil
wir die Regierung Brüning tolerierten, und jetzt seien wir
noch schlimmere Verbrecher, weil Papen viel schlimmer als
Brüning ist! Mit den Nazis zusammen wollten die Kom-
munisten das „System Braun-Severinq" in Preußen
durch den Volksentscheid beseitigen. Das ist ihnen zwar
nicht durch den Volksentscheid im August 1932, sondern
durch die Preußenwahlen am 24. April 1932 gelungen.
D i e Folge vom 24. April war der 20. Juli, an
dem das „System Braun-Severing" beseitigt wurde. Zetzt
sollen wir schon die allerschlimmsten Verbrecher sein, weil
wir diesen Sieg der Nazis und der Kommunisten nicht ver-
hindert hatten! Wären aber die kommunistischen Arbeiter
mit uns in einer Front gestanden, so wäre es nicht nur
möglich gewesen, das jetzt eingetretene größere Uebel zu
verhüten, sondern auch darüber hinaus die Macht der ge-
schlossenen proletarischen Front auf ganz andere Weise und
in einem unvergleichbar stärkeren Maße im Interesse der
Arbeiterklasse einzusehen.

Das größte Uebel ist die Uneinigkeit der deut-
schen Arbeiterklasse. An dieser Uneinigkeit scheiterte letzten
Endes auch die deutsche Demokratie. Wir erkennen die
Schwächen, die der deutschen Demokratie von ihrer Geburts-
ftunbe an anhafteten, sie waren aber nicht zu beseitigen,
solange bie Arbeiterklasse gespalten blieb. Was aber
bie Demokratie für bas Proletariat be-
deutet, das müssen jetzt auch diejenigen
kennen lernen, bie auf ben Bestaub ber D e -
mokratie keinen Wert legten, ja, selbst zur Be-
seitigung ber Demokratie mitgeholfen haben. Leiber schien
Matteotti recht gehabt zu haben, als er kurz vor feiner
Ermorbung gerufen hatte: „Die Freiheit ist wie
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Energische Zurückweisung der Drohungen gegen die Arbeiter und die Gewerkschaften - Nicht der

Abwehrkampf der Arbeiter, sondern die Papen-Notverordnung gefährdet die Tarifverträge!

Auf die scharfe Abwehr der Arbeiter gegen die Lohn-
abbaumahnahmen der Papen-Regierung hat der Reichs-
arbeitsminister sich beeilt, offen aus die Seite der Unter-
nehmer zu treten und gegen die Arbeiter und die Gewerk-
schaften unverhüllte Drohungen auszustotzen, dah die Re-
gierung auS „der Verletzung der Friedespflicht" des Tarif-
vertrages weitgehende Konsequenzen ziehen könnte. Die
freien Gewerkschaften haben gegen diese Erklärungen des
Reichsarbeitsministers sofort Stellung genommen und ihm
geantwortet, daß sie ganz anderer Auffassung
sind. Aus dem Bundesbüro des ADGB. wird uns dazu
geschrieben: »


